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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 36 
„Neue Halle / östliches R AW-Gelände" 

der Landeshauptstadt Potsdam 

Zusammenfassende E rklärung gemäß §  10a Abs. 1 BauGB 
Dem in Kraft getretenen Bebauungsplan ist gemäß §  10a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
eine zusammenfassende E rklärung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbe-
lange und die E rgebnisse der Ö ffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungs-
plan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 
geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

1. Besonderheit des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Der Vorhaben- und E rschließungsplan gemäß §  12 BauGB (so die Bezeichnung des Plan-
werks im genannten Paragraphen) besteht aus 

dem Vorhaben- und E rschließungsplan der Vorhabenträgerin, 
- dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Gemeinde, 
- dem Durchführungsvertrag zwischen der Vorhabenträgerin und der Gemeinde. 

Der Abschluss eines Durchführungsvertrags zwischen Gemeinde und Vorhabenträger ist 
nach §  12 Abs. 1 BauGB zwingend erforderlich, wenn die Gemeinde nach Prüfung eines 
entsprechenden Antrags bereit ist, einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach den 
Vorstellungen des Vorhabenträgers (Vorhaben- und E rschließungsplan) aufzustellen. Der als 
dritter Baustein neben dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan und dem Vorhaben- und 
E rschließungsplan nach §  12 BauGB erforderliche Durchführungsvertrag ist nicht Teil des 
Vorhaben- und E rschließungsplans oder der Bebauungsplansatzung, sondern Klammer zwi-
schen dem Vorhaben- und E rschließungsplan sowie dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan. 

Im Durchführungsvertrag verpflichtet sich der Vorhabenträger gegenüber der Gemeinde, das 
in dem Vorhaben- und E rschließungsplan festgesetzte Vorhaben und dessen E rschließung 
innerhalb einer angemessenen Frist zwingend zu verwirklichen und die Planungs- und E r-
schließungskosten zu übernehmen. 

Alle drei E lemente sind daher Bestandteil des Vorhaben- und E rschließungsplans gemäß 
§  12 BauGB und zusammen zu betrachten. 

2. Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Anlass für die Planung war der Antrag der Grundstückseigentümerin und Vorhabenträgerin 
„The R AW Potsdam GmbH" auf E inleitung eines vorhabenbezogenen Bauleitplanverfahrens 
aus dem 3. Quartal 2018. 

Das im Innenstadtbereich der Landeshauptstadt Potsdam gelegene Plangebiet bietet ein 
großes E ntwicklungspotenzial für die E ntwicklung eines zentralen Ortes der digitalen Trans-
formation zwischen Wirtschaftsunternehmen, Wissenschaft, S tart-ups, Marktführern sowie 
jungen Herausforderern. Das Plangebiet liegt nahe dem Potsdamer Hauptbahnhof und ist 
bereits überwiegend durch Hallenbauten des ehemaligen R eichsbahnausbesserungswerkes 
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(R AW) der Bahn bebaut. Die E rschließung des Plangebietes ist über die Friedrich-E ngels-
S traße gesichert. 

Für das Gelände der ehemaligen Wagenhalle wird von der Vorhabenträgerin eine gewerb-
lich-orientierte Nutzung unter dem Titel „Creative Village / Innovation Lab" vorgesehen, die 
neben flexiblen Büros, großzügigen Gemeinschaftsflächen und R äumlichkeiten für verwal-
tungsähnliche Zwecke auch S port- und E rholungsangebote, Gastronomie, E inzelhandel und 
F lächen für Kongress- und Veranstaltungszwecke sowie (hoch-)schulische Zwecke beinhal-
tet. Hierbei handelt es sich um ergänzende, untergeordnete Nutzungen, die zur E tablierung 
und E rgänzung des S tandortes beitragen sollen. 

Das Konzept des Antrags war Ausgangsbasis für das vorhabenbezogene Bebauungsplan-
verfahren. Die Vorhabenträgerin plant die Wiederbelebung der denkmalgeschützten Halle 
und zwei neue Baukörper. 

Um das Vorhaben genehmigen und realisieren zu können, musste neues Baurecht geschaf-
fen werden. Zur städtebaulichen Ordnung, S icherung und nachhaltigen E ntwicklung der F lä-
che unter besonderer Berücksichtigung des Denkmalschutzes sowie zur Klärung der konkre-
ten E rschließung war demgemäß die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Nr. 36 „Neue Halle / östliches R AW-Gelände" erforderlich. 

Der Bebauungsplan wurde als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-
fahren nach §  13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach §  2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt. 

3. Berücksichtigung der Umweltbelange 
Gemäß §  2 Abs. 4 BauGB wird bei der Aufstellung von Bauleitplanen für die Belange des 
Umweltschutzes nach §  1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB eine Umwelt Prüfung durchgeführt. 
In der Umwelt Prüfung werden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermit-
telt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Das E rgebnis der Umwelt Prü-
fung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Im gewählten beschleunigten Verfahren wird von der Durchführung einer Umwelt Prüfung 
nach §  2 Abs. 4 BauGB einschließlich Umweltbericht nach §  2a BauGB sowie von der Ü ber-
wachung nach §  4 c BauGB abgesehen. Die Belange des Umweltschutzes nach §  1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB und §  1 a BauGB sind allerdings nach wie vor in der Begründung darzustellen 
und bei der Abwägung zu berücksichtigen. 

In jedem Fall ist beim geplanten Vorhaben zu prüfen, ob nach dem Bundesnaturschutzge-
setz (BNatS chG) geschützte Tier- und Pflanzenarten sowie deren Fortpflanzungs- oder R u-
hestatten beziehungsweise S tandorte im Planungsgebiet vorkommen und beeinträchtigt 
werden können. Diese besonders und streng geschützten Arten beziehungsweise deren 
Fortpflanzungs- oder R uhestatten unterliegen den Vorschriften des §  44 BNatS chG. Da ar-
tenschutzrechtliche Bestimmungen von der geplanten Baumaßnahme berührt werden konn-
ten, war eine Prüfung mit den Belangen des Artenschutzes auf der E bene des Bebauungs-
planes erforderlich. Damit soll sichergestellt werden, dass die Umsetzbarkeit des Bauvorha-
bens gewährleistet wird. 

Gemäß §  13a Abs. 1 Nr.1 BauGB für die Fallgruppe 1 sind mögliche E ingriffe in Natur und 
Landschaft ausgeglichen zu betrachten. Aufgrund der bereits bestehenden Versiegelung des 
Plangebiets sowie der geringfügigen Inanspruchnahmen von Vegetationsflachen sind die 
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Umweltfolgen der möglichen Wechselwirkungen als gering zu beurteilen. E ine Verstärkung 
der erheblichen Umweltauswirkungen ist im Bebauungsplan nicht zu erwarten. 

Insbesondere aus der Planung resultierenden Auswirkungen zu den Themenbereichen Im-
missionsschutz und Artenschutz sind auf der Grundlage von Gutachten ermittelt worden. Die 
relevanten Umweltbelange sind berücksichtigt worden. 

Die E ingriffe in Natur und Landschaft wurden unter Berücksichtigung von anerkannten Beur-
teilungsmaßstäben bewertet. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
für den Bebauungsplan werden im Umweltbericht dokumentiert. Die Maßnahmen reichen 
von vertraglichen R egelungen zur Begrenzung von Ö ffnungs- und Betriebszeiten zur Ver-
meidung von Lärmkonflikten mit der Nachbarschaft bis zu Festsetzungen zur S icherung des 
Brutplatzpotenzials für höhlenbrütende Vögel. 

In den entsprechenden Festsetzungen des Bebauungsplanes und den vertraglichen Ver-
pflichtungen werden die E rkenntnisse aus der umweltbezogenen Betrachtung umgesetzt. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und zum Ausgleich der erheblichen Umweltauswirkungen durch die 
Planung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 

4. Berücksichtigung der E rgebnisse der Ö ffentlichkeits- und Be-
hördenbeteiligung 

Nach §  1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die öffentlichen und 
privaten Belange gegen- und untereinander gerecht abzuwägen. Die im R egelverfahren 
frühzeitige Beteiligung, die Planauslegung sowie die Unterrichtung und Ä ußerungsmöglich-
keit nach §  13 a Abs. 3 S atz 1 Nr. 2 BauGB und auch die weiteren Beteiligungsprozesse 
dienen in diesem Zusammenhang der Gemeinde, das relevante Abwägungsmaterial voll-
ständig nach §  2 Abs. 3 BauGB zu ermitteln. 

Neben der Ö ffentlichkeit wurden auch Behörden und sogenannte Träger öffentlicher Belange 
um Ä ußerung zur Planung gebeten. Aufgrund der städtebaulichen Prägnanz des Vorhabens 
wurden auch die Nachbargemeinden zur Planung beteiligt. Die vorgebrachten S tellungnah-
men gingen in das Verfahren ein. Im Folgenden werden die wesentlichen Aspekte der ver-
schiedenen Beteiligungen nach Themen sortiert angesprochen —  E inzelheiten werden in den 
entsprechenden Kapiteln der Begründung dargestellt. 

Abwägung der geprüften Planungsalternativen 

Im Verlauf des Planverfahrens wurden keine grundlegend abweichenden Planungsalternati-
ven geprüft. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 36 „Neue Halle / östliches R AW-
Gelände" dient der E tablierung eines innovativen Technologiestandortes durch Wiederbele-
bung der denkmalgeschützten Halle eines ehemaligen R eichsbahnausbesserungswerks 
(R AW) und durch E rrichtung zweier neuer Baukörper. Demzufolge bestehen keine Pla-
nungsalternativen im S inne anderer S tandorte. Die Vorhabenträgerin hat zuvor in einem ei-
genen Wettbewerbsverfahren unterschiedliche Varianten der Bebaubarkeit erstellen und 
prüfen lassen. Darüber hinaus sind bereits im Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 103 „E he-
maliges R AW-Gelände Friedrich-E ngels-S traße" unterschiedliche E ntwicklungen betrachtet 
worden. 
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Abwägung privater Belange. 

Andere (als die Vorhabenträgerin) private Grundstückeigentümer sind durch das Vorhaben 
nicht direkt betroffen. Gleichwohl wurde ein Teil der Bürger durch einige Wesensmerkmale 
des Vorhabens —  u.a. die Größe und Kubatur der Neubauten —  auf dieses aufmerksam und 
hat sich im R ahmen von Informationsveranstaltungen und S tellungnahmen in das Verfahren 
eingebracht. Die Ä ußerungen aus der Ö ffentlichkeitsbeteiligung wurden mit betrachtet, so-
weit solche Belange betroffen sind, die beim Aufstellungsverfahren eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes zu behandeln sind. Die Landeshauptstadt Potsdam hat z. B. die Prü-
fung der E rstellung und eines E rlasses einer sozialen E rhaltungssatzung (auch MilieuS chutz-
satzung genannt) für die südlich des Planungsgebiets liegenden Wohngebiete in die Wege 
geleitet. 

Abwägung städtebaulicher Belange 

Nach Hinweisen v.a. der Denkmalbehörden wurden die geplanten Neubauten einer Umpla-
nung unterzogen. Dies betraf zum einen die ursprünglich geplante Ü berbauung der denk-
malgeschützten Bestandshalle mit einem Gebäude, welches in zwei Gebäudeteile aufgelöst 
wurde, wobei die zunächst vorgesehene überbrückende Bebauung der Bestandshalle entfiel. 

Auch aus Gründen des Denkmalschutzes wurde die Anordnung der geplanten Baumpflan-
zungen an der Westfassade der denkmalgeschützten Bestandshalle so verändert, dass dort 
nunmehr eine optische Beeinträchtigung vermieden wird. Die ursprünglich an der Nordseite 
des Baugrundstücks vorgesehenen Baumpflanzungen entfielen aufgrund der Abstandsrege-
lungen zu den angrenzenden Bahnanlagen sowie aus Gründen des Denkmalschutzes. E ine 
Beeinträchtigung der S ichtbeziehung auf die aus Denkmalsicht besonders wertvolle Nord-
fassade wird dadurch vermieden. 

Abwägung der Umweltbelange 

Aufgrund der schwierigen Bodenverhältnisse innerhalb der Vorhabenfläche mit örtlichen Alt-
ablagerungen bzw. Altlasten ist eine R egenwasserversickerung nur eingeschränkt möglich. 
Dazu wurde nach Maßgabe der Fachbehörde in enger Abstimmung mit dieser ein R egen-
wasserkonzept erarbeitet, dessen R egelungen in die Festsetzungen des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes einbezogen wurden. 

Zum Themenbereich Naturschutz und Landschaftspflege wurden umfängliche Hinweise und 
Anregungen gegeben, welche im R ahmen der örtlichen Möglichkeiten auch größtenteils be-
rücksichtigt werden konnten. S o wurde bei den geplanten Neubauten der Anteil an begrün-
barer Dachfläche erhöht. Da weder bei der denkmalgeschützten Bestandshalle noch der den 
geplanten Neubauten eine Fassadenbegrünung möglich ist, wurden bei den erforderlichen 
Grundstückseinfriedungen vertikale Begrünungen festgesetzt. Die Liste der geplanten 
Baumpflanzungen wurde im Laufe der Planung modifiziert und erweitert. Weiterhin wurde zur 
Vermeidung von Vogelschlag an den Gebäudefassaden eine entsprechende Textfestsetzung 
aufgenommen. 

Nach Hinweisen zum Lärmschutz wurden die entsprechenden Textfestsetzungen zu diesem 
Themenfeld ergänzt. E benfalls wurde das Landesamt für Umwelt zur Planung noch einmal 
umfangreicher beteiligt. 
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Abwägung der sozialen Belange 

Die Planung berührt keine unmittelbaren sozialen Belange. E ine von der Bürgerschaft gefor-
derte soziale E rhaltungssatzung (auch Milieuschutzsatzung genannt) wird unabhängig vom 
Verfahren derzeit aufgestellt. 

Abwägung ökonomischer Belange 

Im R ahmen der Beteiligungen sind keine konkreten S tellungnahmen mit Ä ußerungen zu den 
ökonomischen Belangen und Auswirkungen der Planung eingegangen. Im Ü brigen liegen 
Nutzen und R isiken des Vorhabens in privater Hand. 

Abwägung der Belange der Infrastruktur 

Aufgrund erfolgter Anregungen und Hinweise wurde das Verkehrs- bzw. Mobilitätskonzept 
zum Vorhaben in Abstimmung mit den entsprechenden Fachämtern überarbeitet. Dessen 
Ziel besteht darin, die maximal mögliche Anzahl an Wegen mit den Verkehrsmitteln des 
Umweltverbunds und dem Fahrrad abzuwickeln und den motorisierten Individualverkehr zu 
beschränken. 

Abwägung weiterer Belange 

Im R ahmen der Beteiligung der Fachbehörden wurden Anregungen dahingehend gemacht, 
das Vorhaben mit einem zur gewerblichen Nutzung ausgerichteten Focus zu entwickeln so-
wie die geplanten E inzelhandels- und (hoch-)schulischen Nutzungen zu beschränken. Nach 
intensiver Diskussion wurde bestimmt, die Nutzungen des Baugebietes an denen eines 
Kerngebietes gemäß §  7 Baunutzungsverordnung (BauNVO) auszurichten, ohne das Bau-
gebiet als solches festzusetzen. Ausgeschlossen werden jedoch solche Nutzungen, die dem 
Charakter des zu entwickelnden Innovationsstandortes widersprechen, wie Vergnügungs-
stätten, Tankstellen und Wohnungen. Kleinflächige E inzelhandelsbetriebe und (hoch-
)schulische E inrichtungen sind weiterhin zulässig. Das im Laufe der Planung angepasste 
Nutzungskonzept sieht allerdings keinen Beherbergungsbetrieb mehr vor. 

5. A lternativenprüfung 
Der Bebauungsplan ist vorhabenbezogen konzipiert und dient der nachhaltigen E ntwicklung 
und Aufwertung der ehemaligen Wagenhalle sowie der Wiederaufnahme einer dienlichen, 
städtischen Funktion dieses S tandortes. Demzufolge bestehen keine Planungsalternativen 
im S inne anderer S tandorte. Das Plangebiet stellt ein wichtiges und verfügbares innerstädti-
sches F lächenpotenzial dar, dessen E ntwicklungserfordernis aus dem räumlichen und sach-
lichen Zusammenhang des bereits bestehenden neuen Bahnhofsquartiers und der angren-
zenden Bebauung und vorgesehenen E ntwicklung im Nachbereich abgeleitet werden kann. 

Das Plangebiet verfügt aufgrund seiner Lage über ein hohes E ntwicklungspotenzial als zu-
künftiger innenstadtnaher Innovationscampus. Ursprünglich sollte der S tandort als reines 
Gewerbegebiet entwickelt werden. Dementsprechend wird das Plangebiet im F lächennut-
zungsplan der Landeshauptstadt Potsdam als Gewerbegebiet ausgewiesen. Aufgrund der 
vorgenannten Potenziale der F läche und seinem historischen Charakter soll das Plangebiet 
nunmehr als Baugebiet „Technologiezentrum für Forschung, Lehre und Dienstleistung" ent-
wickelt werden. Dabei stehen die S anierung der ehemaligen Wagenhalle sowie die E rrich-
tung von zwei Neubauteilen, mit gemischten Nutzungen im Vordergrund. 
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Im R ahmen mehrerer Beratungen und der E rarbeitung von Konzepten wurde ein städtebau-
liches Konzept für das Gelände entwickelt. Am 05.03.2019 wurde in einem nicht öffentlichen 
Werkstattverfahren Vertretern der Fraktionen der S tadtverordnetenversammlung die Inhalte 
der internen Konzept-Konkurrenz der Vorhabenträgerin präsentiert und die getroffene Aus-
wahl im Hinblick auf die planerischen Aspekte wurden gemeinsam erörtert und diskutiert. 
Das Verfahren wurde den S tadtverordneten nachvollziehbar und plausibel dargelegt und 
dem Ausschuss für S tadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und E ntwicklung des ländlichen 
R aumes im April 2019 gemäß Punkt 5. des Aufstellungsbeschlusses vom 30.01.2019 berich-
tet. 

Im E rgebnis diverser Prüfungen (planungsrechtliche Zulässigkeiten, Wirtschaftlichkeit diver-
ser Nutzungen, Angebot-Nachfrage-Untersuchungen, denkmalpflegerische Verträglichkeit) 
stellt die im Bebauungsplan berücksichtigte und festgesetzte Planung die optimalste E nt-
wicklungsperspektive dar. 

6. S atzungsbeschluss und R echtskraft 
Die S tadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hat am 26.01.2022 den 
S atzungsbeschluss gefasst. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 36 „Neue Halle / 
östliches R AW-Gelände" wird mit ortsüblicher Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt Potsdam am 02.02.2022 rechtswirksam. 

'11  °A.  ? 622 Potsdam, den • 

:\) 
-  

Viola Holtkamp 
Bereichsleiterin Verbindliche Bauleitplanung 
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